
A3 Protokoll MV 12.01.2024

Gremium: Stadtvorstand
Beschlussdatum: 06.03.2024
Tagesordnungspunkt: 1. Begrüßung und Formalia

Der Vorstand beantragt die Genehmigung des Protokolls der Mitgliederversammlung 
vom 12. Januar 2024.
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Mitgliederversammlung 

Bündnis 90/Die Grünen Kreisverband Regensburg-Stadt 

12.01.2024, 16 Uhr 

 

Ort: Dechbettener Str. 50, 93049 Regensburg 

Anwesend: Siehe Anwesenheitsliste 

Protokoll: Marie Scholz 

 

TOP 1: Begrüßung und Formalia 

Helene Sigloch begrüßt die Mitglieder und die Mandatsträger*innen und stellt die Vorstandsmitglieder 

vor. Neumitglieder stellen sich vor. 

Helene stellt fest, dass form- und fristgerecht am 29.12.2023 per Mail geladen wurde. 

Marie Scholz wird als Protokollantin gewählt. 

Die Tagesordnung wird angenommen. 

Es liegt ein Dringlichkeitsantrag vor, den Haushalt 2024 zu behandeln. Daniel begründet die Dringlich-

keit des Antrags. Die Dringlichkeit wird mit einer Enthaltung angenommen. 

Es liegt ein Antrag des Vorstands vor, das Protokoll der Mitgliederversammlung vom 20.10.23 zu ge-

nehmigen. Helene erklärt, dass es redaktionelle Änderungen gibt. Das Protokoll wird mit einer Enthal-

tung angenommen. 

Es liegt ein Antrag des Vorstands vor, das Protokoll der Mitgliederversammlung vom 14.11.23 zu ge-

nehmigen. Das Protokoll wird mit einer Enthaltung angenommen. 

Helene erklärt Verfahrensregeln zu GO-Anträgen und Quotierung von Redebeiträgen. 

 

TOP 2: Europawahl 

Theresa Eberlein übernimmt die Moderation. 

Benjamin Huth stellt erste Eckpunkte der Planung des Europawahlkampfs vor. 

Es wird die Frage gestellt, ab wann Infostände geplant sind. Benjamin antwortet, dass die Festlegung 

des Beginns noch aussteht. 

Theresa übergibt das Wort an Andie Wörle, bayerische Spitzenkandidatin für die Europawahl. Andie 

stellt sich und ihre politischen Ziele für den Europawahlkampf vor. 

Es gibt ein paar Kommentare zum Wahlprogramm und zu den Grünen europapolitischen Zielen: Bahn-

verkehr, Programmfindungsprozess und Industriepolitik. 
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TOP 3: Anträge 

Benjamin übernimmt die Moderation und erklärt die Abstimmungsmodalitäten. 

Johannes Rückerl bringt den Antrag „Menschenrechte schützen, humane Migrationspolitik verteidi-

gen, menschenverachtende Asylpolitik stoppen!“ ein: 

Der Kreisverband der GRÜNEN Regensburg-Stadt beschließt, den Offenen Brief "Humanität 

und Menschenrechte - Asylrecht schützen!" (https://geas.antragsgruen.de/GEAS/mo-

tion/65714) zu unterstützen und lehnt den im europäischen Trilog ausgehandelten "Kompro-

miss" zur Reform des "Gemeinsamen europäischen Asylsystems" (kurz: GEAS) klar ab. 

Zentrale Punkte des GEAS-Gesetzespaketes würden das individuelle Asylrecht und Grund-

rechte massiv einschränken und beispielsweise zu Haftlagern an den europäischen Außengren-

zen führen, welche wir als Partei seit Jahren entschieden ablehnen. Auch besonders schutzbe-

dürftige Personen, Kinder und Familien, wären von Inhaftierungen betroffen. 

Als Partei, welche sich auf die Menschenrechte beruft und für welche die Rechte von Schutz-

suchenden zu unseren Kernanliegen gehören, können wir diese weitreichende Asylrechtsver-

schärfung nicht unterstützen und stellen uns geschlossen hinter die Expert*innen aus der Mig-

rationswissenschaft, unsere Verbündeten in der Zivilgesellschaft und hinter unsere zahlreichen 

Basismitglieder, die sich Tag für Tag für Aufnahme und Integration einsetzen. 

Damit stehen wir zu unseren Grünen Grundwerten, sowie zu unserer Beschlusslage  

    auf Bundesebene, wie im offenen Brief (https://geas.antragsgruen.de/GEAS/motion/65714) 

ausführlich ausgeführt, 

    auf Landesebene, wo der Landesverband Bayern auf der Landesdelegiertenkonferenz am 

21.05.2023 beispielsweise klar formuliert hat: "Das individuelle Grundrecht auf Asyl ist Grund-

pfeiler einer menschenrechtsorientierten Politik und muss unangetastet bleiben." 

    und unseres Regensburger Kreisverbands, wo wir uns mit dem Beschluss "Menschenrechte 

an den europäischen Außengrenzen wahren – Gegen eine menschenverachtende Asylpolitik" 

vom 23.06.2023 eindeutig gegen die "GEAS-Reform" und die eklatante Verschärfung des Asyl-

systems ausgesprochen haben. 

Diese Achtung unserer Beschlusslage und Rückkehr zu Grünen Grundwerten erwarten wir von 

der gesamten Partei, insbesondere dem Bundesvorstand, den Grünen Minister*innen und Ab-

geordneten. 

Denn noch immer gilt: Weitere Asylrechtsverschärfungen lösen kein Problem, stattdessen 

brauchen wir bessere Bedingungen für Geflüchtete und mehr europäische Solidarität statt Ab-

schottung. 

Stefan Schmidt hält eine Gegenrede. 

Es gibt einen GO-Antrag auf Erweiterung der Debatte um zwei Redebeiträge. Die Debatte wird um zwei 

Beiträge verlängert. 

Der Antrag wird mit 19 Pro-Stimmen, 4 Gegenstimmen und 4 Enthaltungen angenommen. 

Christina Fichtner bringt für den AK Frauen einen Geschäftsordnungsänderungsantrag ein. 
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Änderung der Geschäftsordnung:  

§ 4 Abs. 4 GO 

Ursprüngliche Fassung: 

Für einzelne Diskussionsbeiträge und Antragsbegründungen sowie für das Stellen und Beant-

worten von Fragen zu Berichten auf Mitgliederversammlungen stehen je drei Minuten zur 

Verfügung. Die Mitgliederversammlung kann auf Antrag die Zeit für Redebeiträge für je einen 

Tagesordnungspunkt auf bis zu fünf Minuten erweitern. Diese Redezeitbegrenzung gilt nicht 

für Vorträge, gesetzte Redebeiträge und Berichte. 

Wird geändert in: 

Für einzelne Diskussionsbeiträge und Antragsbegründungen sowie für das Stellen und Beant-

worten von Fragen zu Berichten auf Mitgliederversammlungen stehen je drei Minuten zur 

Verfügung. Die Mitgliederversammlung kann auf Antrag die Zeit für Redebeiträge für je einen 

Tagesordnungspunkt auf bis zu fünf Minuten erweitern. Für Berichte stehen je fünf Minuten 

zur Verfügung. Die Mitgliederversammlung kann auf Antrag die Zeitbegrenzung für Berichte 

aufheben.  

Diese Redezeitbegrenzung gilt nicht für Vorträge und gesetzte Redebeiträge. 

§ 2 Abs. 7 

Ursprüngliche Fassung: 

Die vorangegangenen Regelungen gelten nicht für Geschäftsordnungsanträge. Geschäftsord-

nungsanträge sind sofort zu behandeln. Zu ihnen wird je eine Pro- und Kontrarede zugelas-

sen. Geschäftsordnungsanträge sind z.B. Anträge auf  

• Schluss der Debatte und/oder sofortige Abstimmung 

• Schluss der Redeliste 

• Erhöhung der Redezeitbegrenzung auf fünf Minuten 

• ein alternatives Verfahren zur Antragsbehandlung, betreffend Art und Dauer der Debatte 

und einzelner Redebeiträge, sowie Abstimmungsmodalitäten 

• Vertagung 

• Frauenabstimmung / Frauenvetorecht gem. §3 Frauenstatut 

• Verweisung in ein anderes Gremium 

• Nichtbefassung 

• Unterbrechung der Sitzung. 

Wird ergänzt durch: 

• Aufhebung der Zeitbegrenzung für Berichte 

Maria Simon hält eine Gegenrede. 

Es gibt einen GO-Antrag auf Erweiterung der Debatte um zwei Redebeiträge. Dieser wird abgestimmt 

und angenommen. Es gibt zwei weitere Redebeiträge. 
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Der Antrag wird mit einer Mehrheit von 18 Stimmen angenommen. 

 

10 Minuten Pause 

 

TOP 4: Haushalt 2024 

Helene übernimmt die Moderation. 

Daniel Wedekind stellt den Haushalt vor (siehe Anhang). 

Es gibt einige Verständnisfragen, Daniel und weitere Vorstandsmitglieder beantworten sie. 

Zudem werden Anregungen gemacht: weiterhin Geld für AG Stadtbahn, Vergleichshaushalt von ande-

rem KV, Mitgliederanwerbung, Absprache mit anderen Parteien zwecks Vermeidung von finanzieller 

Eskalation des Kommunalwahlkampfs. 

Der Haushalt wird mit einer Enthaltung und überwältigender Mehrheit angenommen. 

 

TOP 5: Wahl der Kassenprüfung 

Helene moderiert weiter. 

Es liegen zwei Bewerbungen vor, von Franziska Pletl und Daniel Gaittet. 

Franzi stellt sich und Daniel kurz vor. 

Franzi und Daniel Gaittet werden einstimmig gewählt. 

 

TOP 6: Politische Aussprache 

Burkard Wiesmann übernimmt die Moderation. 

Es liegen keine Themenvorschläge vor, daher wird der TOP direkt geschlossen. 

 

TOP 7: Berichte 

Burkard moderiert weiter. 

Stefan Schmidt berichtet aus dem Bundestag zu folgenden Themen: Haushaltsverhandlungen, Mehr-

wertsteuersatz Gastronomie, Verkehrsberuhigung, 49 €-Ticket, großer Zuwachs erneuerbare Energien. 

Wiebke Richter berichtet aus dem Bezirkstag zu folgenden Themen: Wiederwahl Bezirkstagspräsidium, 

Diskussion innerhalb der CSU zu einer möglichen Koalition mit den Grünen, kein Referatsposten für die 

Grünen, dafür übernimmt Gabi Bayer unterstützt von der CSU Delegiertenposten. 

Maria Simon berichtet aus dem Stadtrat zu folgenden Themen: Stadtbahn (mit Anregung, das Thema 

nochmal in einer MV aufzugreifen), PV-Anlage im Stadtosten, Haushalt, Videorückblick der Fraktion. 
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Wiebke berichtet aus dem Landesausschuss: Planung der LDK, Diskussion über Frage nach vorstands-

politischer Sprecher*in im LaVo, neues Präventionsregelung gegen sexuelle Gewalt umgesetzt, Kreis-

vorständetreffen (Anregung, dass der Vorstand die Ergebnisse weiterleitet). 

Jonas Ritschel berichtet aus dem GJ-Vorstand: Vorstandsneuwahlen, Mitgliederwerbung über Auf-

nach-Berlin-Aktion. 

Oliver Groth berichtet aus dem KV-Vorstand: Wahlkampfplanung, MV-Planung, Neujahrsparty, Vor-

standswahlen, Theresas Bewerbung als LaVo-Mitglied. 

Burkard berichtet aus dem AK Asyl: Diskussion Migrationsabkommen, Terminsuche läuft, Sprecher*in-

nenwahl steht an. 

Judith Malek-Schanze berichtet aus dem AK Frauen: 14.2. One Billion Rising mit Grünem Stand, 8.3. 

Feministische Lesenacht und vielleicht Stand, 6.3. Equal Pay Day, 30.1. nächstes AK-Treffen. 

Gabi Stieglmeier berichtet aus dem AK Gesundheit und Soziales: Termin mit Stefan Schmidt zur Kin-

dergrundsicherung am 13.2. 

Sebastian Imhof berichtet aus dem AK Stadtentwicklung: Wohnbauentwicklung, nächstes Treffen am 

23.1. 

Olli berichtet aus dem AK Umwelt: Treffen in Zukunft jeder zweite Dienstag im Monat, Themen aktuell: 

kommunale Wärmeplanung, Begrünung, Suche nach Sprecher*innen. 

Burkard berichtet, dass der AK Wirtschaft und Finanzen nun ein Treffen angesetzt hat für den 9.2. 

Maria berichtet aus der AG Stadtbahn: neuer Flyer, geplante öffentliche Aktionen und Stadtbahnfrüh-

ling, unter anderem am Hochschulcampus. 

Olli berichtet aus der Initiative Rewag retten: Verhandlungen mit der Stadt und ggf. Vorbereitungen 

für Bürgerbegehren, Veranstaltung am 23.1. 

 

TOP 8: Sonstiges 

Olli übernimmt die Moderation. 

Johannes macht auf eine AfD-Gegendemo in Obertraubling am 13.1. aufmerksam. 

Außerdem macht er auf den Offenen Brief gegen GEAS aufmerksam. 

 

 

Oliver Groth schließt die Versammlung um 19:15 Uhr. 



H1 Haushalt 2024

Antragsteller*in: Daniel Wedekind (Schatzmeister)
Tagesordnungspunkt: 4. Haushalt 2024



2022 2023 2024
Mitgliedsbeiträge      68.639 €      70.834 €           72.000 € 
davon verbleiben      39.001 €      40.000 €           40.000 € 
Prozent der Beiträge 57% 56% 55%
Mandatsträger*innenbeiträge      23.220 €      21.265 €           23.100 € 

Spenden           913 €      12.555 €              3.000 € 

Staatliche Mittel      16.293 €      16.500 €           17.000 € 

Sonstige Einnahmen        4.653 €        7.772 €              7.560 € Untervermietung Mistol

Gesamteinnahmen      84.080 €      98.092 €           90.660 € 

Haushalt 2024 Einnahmen Plan Daniel Wedekind



2022 2023 2024
Personal      28.041 €      34.727 €       32.700 € 

lfd. Geschäftsbetrieb      14.959 €      26.841 €       27.000 € 
Mieten Büros      17.328 €       17.328 € neues UND altes Büro

sonstige Kosten        6.000 €         6.000 € Strom Wasser Telefon etc
Buchhaltungskosten        3.000 €         3.000 € 

politische Arbeit        6.852 €      11.521 €       12.000 € 
Mittel ür AKs

Klausuren Vorstand
Veranstaltungen

Software
Barrierefreiheit

Mitgliederbildung
Reisekosten (BDK,  LDK, LAGen etc...)

sonstige
Wahlkämpfe            100 €      43.642 €         8.000 € 

Sonderausgaben (Lastenrad, Umzug)        6.192 €        4.615 €            500 € Investitionen in das neue Büro
Zuschüsse        2.282 €        1.600 €         2.500 € 

Gesamtausgaben      58.426 €    122.946 €       82.700 € 

Haushalt 2024 Ausgaben Plan Daniel Wedekind



2022 2023 2024
Überschuss/ Defizit       25.655 € -     24.854 €          7.960 € 

Reinvermögen     114.943 €        90.089 €        98.049 € 

davon Rücklagen       79.700 €        84.800 €        96.000 € 

verbleibendes Reinvermögen ohne Rücklagen       35.243 €          5.289 €          2.049 € 

Haushalt 2024 Vermögen, Rücklagen Plan Daniel Wedekind



Wahl Jahr

Planrücklage f. 
kommende 
Wahlen Rücklage p.a. 31.12.21 31.12.22 31.12.23 31.12.24

Landtag 23 30.000 €            6.000 €           12.600 €       18.600 €       -  €              6.000 €         
Europa 24 6.000 €              1.200 €           2.400 €         3.600 €         4.800 €         -  €              
Bundestag 25 30.000 €           10.000 €         -  €             6.000 €         16.000 €       26.000 €       
Kommunal 26 75.000 €            12.500 €         30.000 €       45.000 €       57.500 €       57.500 €       
frei 15.500 €       6.500 €         6.500 €         6.500 €         
davon für Umzug 10.000 €       -  €             
Summe 141.000 €         29.700 €         60.500 €       79.700 €       84.800 €       96.000 €       

Haushalt 2024 Übersicht Rücklagen Daniel Wedekind
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A1 Gegen jeden Antisemitismus - Gegen jede Israelfeindlichkeit 

Antragsteller*in: David Vogelbacher
Tagesordnungspunkt: 6. Anträge

Der KV Regensburg Stadt beschließt, sich von allen israelfeindlichen Inhalten 
und Strukturen in aller öffentlichen Deutlichkeit zu distanzieren, die unter dem 
Deckmantel der „Palästina-Solidarität“ in Regensburg öffentlichen Raum nehmen. 
Die Form der Distanzierung ist dem Vorstand überlassen.

Begründung

Seit dem judenfeindlichen Massaker der Terror-Organisation Hamas in der westlichen Negev am 7.
Oktober und der darauf folgenden militärischen Selbstverteidigung Israels gibt es international einen
massiven Anstieg von israelbezogenem Antisemitismus. Dabei kommt es unter dem Vorwand von
„Humanität“ und „Palästina-Solidarität“ vielerorts zu einer grotesken Täter-Opfer-Umkehr zwischen der
israelischen Demokratie und dem palästinensischen Terror. Das nachvollziehbare Mitgefühl der
Menschen mit dem Leid der palästinensischen Zivilbevölkerung wird immer wieder als Grundlage
antisemitischer Doppelstandards, Dämonisierung und Delegitimierung gegenüber dem jüdischen Staat
missbraucht.

Auch in Regensburg gibt es dahingehend problematische Vorgänge. Das legte bereits die detaillierte
Recherche der Regensburger Gruppe anita f. nahe, die sich mit israelfeindlichen und islamistischen
Inhalten und Strukturen rund um die erste sog. „Pro-Palästina“-Demo am 10.11.2023
auseinandergesetzt hat (Recherche online nachlesbar). Für die in der Folge regelmäßig am Bahnhof
stattfindenden „Palästina-solidarischen“ Kundgebungen ließen sich auf öffentlich einsehbaren Bildern
ebenfalls Hinweise auf israelfeindliche Propaganda feststellen. Inzwischen sind diese Kundgebungen
zu regelmäßigen Lauf-Demonstrationen angewachsen, die eine enge bayernweite Vernetzung ihrer
Strukutren vorantreiben. Auf Mobilisationsplakaten werden in Bezug auf den jüdischen Staat ganz
offen israelfeindliche Zuschreibungen wie "Apartheid" und "Genozid" verwendet. Die Akteurin, die im
anita-f.Bericht problematisiert wird, ist außerdem offenbar nach wie vor integraler Teil dieser
Demonstrationen, darf dort offiziell auf der Bühne Rede-Beiträge halten und Instagram-Videos
aufnehmen.

Bisher scheint sich für diese Vorgänge außer der antifaschistischen Gruppe anita f. in der
Stadtgesellschaft niemand gesteiert zu interessieren. Diesen Vorgängen schweigend oder gar
vermeintlich „neutral“ gegenüberzustehen, verbietet sich aus selbstverständlichen Gründen für unsere
Partei. Die bundesweite Instrumentalisierung der Anteilnahme an einer humanitären Katastrophe von
islamistischen oder palästinensisch-nationalistischen Kräfte als Bühne für ihre Inhalte und
Mobilisation ist ideologisch ekelhaft und politisch gefährlich. Die Antwort auf Israelfeindlichkeit muss
die gleiche sein, die wir auch bei jeder anderen Form gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit
geben: Organisierter demokratischer Widerstand.

Nie wieder ist jetzt.
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A2 Verkehrswende retten, verbindliche Klimaziele einhalten

Antragsteller*in: Sebastian Imhof (Arbeitskreis Stadtentwicklung und Verkehr)
Tagesordnungspunkt: 6. Anträge

Die aktuelle Politik der Bundesregierung sorgt für eine Verzögerung der überaus 
notwendigen Verkehrswende. Ohne Verkehrswende wird Deutschland seine Klimaziele 
nicht erreichen können.

Forderungen zur Rettung der Klimaziele im Verkehrsbereich:

Dienstwagen-Privileg streichen

Diesel-Privileg streichen

Kerosin besteuern

Die Pendlerpauschale in eine am ÖPNV orientierte Mobilitätsprämie 
umwandeln

Absage an teure Straßen-Infrastrukturprojekte zugunsten des Erhalts

Die Sektorenbetrachtung für CO2 muss erhalten bleiben, eine Verrechnung 
von Bau und Verkehr mit anderen Ministerien darf nicht erfolgen

Die Ministerien Bau und v. a. Verkehr haben ein Sofortprogramm zur CO2-
Reduzierung vorzulegen

Bundesverkehrsminister Volker Wissing muss das von der Dt. Umwelthilfe und 
dem BUND im November 2023 erwirkte Klima-Urteil akzeptieren

Einführung von allgemeinen und generellen Tempolimits (obwohl im 
Koalitionsvertrag auf Druck der FDP abgelehnt) als kostengünstige 
Sofortmaßnahme

StVO und STVG so ändern, dass Tempo 30 in Städten problemlos eingeführt 
werden kann

Wir fordern unsere Bundestagsfraktion auf, endlich konsequent für ihr grünes 
Mandat und eine Verkehrswende einzutreten und den öffentlichen Verkehr als 
ernste Alternative zum motorisierten Individualverkehr zu etablieren. Wir 
fordern die Bundesregierung auf, endlich die klimaschädlichen Subventionen zu 
streichen, wie es auch im Koalitionsvertrag ausgehandelt wurde.

Der KV Regensburg-Stadt beschließt, die oben genannten Forderungen in die LAG 
Verkehr und Mobilität, sowie die BAG Mobilität und Verkehr einzubringen.

Begründung

Der massenhafte Autoverkehr verursacht auf dem Land und in den Städten gesundheitliche Schäden
durch Luftverschmutzung und Lärm. Im Jahr 2022 wurden rund 22% der CO2-Emissionen in
Deutschland durch Verkehr verursacht, wobei der Anteil von PKW und Krafträdern bei rund 57% im
Jahr 2021 lag. Im Vergleich zu 1990 sind die Emissionen im Verkehrsbereich sogar gestiegen.
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A2 Verkehrswende retten, verbindliche Klimaziele einhalten

Seite 2

Insbesondere in den Städten wirkt sich die Klimakrise bereits deutlich aus, wodurch sich die
Aufenthaltsqualität stark reduziert, was sich in Zukunft noch verstärken wird. Durch den enormen
Flächenverbrauch durch große Straßen und Parkflächen fehlen Flächen zur Begrünung, die es
bräuchte, um die Temperaturen in zukünftigen Sommermonaten in den Städten erträglich zu machen.
Gerade für ältere Menschen, Kinder und vulnerable Gruppen werden hohe Temperaturen zum
Gesundheitsrisiko.

Leider wird der motorisierte Individualverkehr in Deutschland weiterhin stark subventioniert. Mit der
Pendlerpauschale (2,2 Mrd. Euro) und dem Dienstwagen-Privileg (1,8 Mrd. Euro) werden weiterhin
große Anreize für den Autoverkehr geschaffen. Durch das Diesel-Privileg (bis zu 8,5 Mrd. Euro) wird
sogar der größte Emittent von Stickoxiden im Verkehrssektor stark gefördert. Zusätzlich sorgt der Bau
von Straßen und Parkplätzen für hohe Kosten bei Bund, Länder und Kommunen. Mit dem Gesetz zur
Beschleunigung von Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich sorgt die Bundesregierung sogar
dafür, dass der Straßenverkehr in Zukunft noch mehr zunimmt und beschleunigt 138
Autobahnprojekte. Die somit freiwerdenden 12,5 Mrd. Euro würden die Zukunft des 49-Euro-Tickets
sichern.

Der Schutz von Klima und Umwelt ist Kern grüner Politik und dies ist ohne Verkehrswende nicht zu
erreichen. Leider ist durch zu viele Kompromisse nicht mehr zu erkennen, wie diese erreicht werden
soll. Mit dem eingesparten Geld soll die Verkehrswende gefördert werden, indem Verkehr konsequent
von der Straße auf die Schiene verlagert wird sowie vom motorisierten Individualverkehr auf den
öffentlichen Verkehr. Die Kommunen benötigen dringend Unterstützung beim Ausbau des ÖPNV. Die
Einführung des Deutschlandtickets war ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung, nun muss das
Angebote deutlich ausgebaut werden, um den Menschen, zum Beispiel durch On-Demand-Angebote
auf dem Land, eine ernstzunehmende Alternative zum motorisierten Individualverkehr zu bieten.
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